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Das letzte Wort an die Eiſenbahner
Herr Oeſer wird energiſch

Ein Aufruf des Eiſenbahnminiſters Oeſer.
Von unſerem hk.-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 1, Juli.
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten Dr. Oeſer erläßt

folgenden Aufruf:
„Den Wünſchen der Eiſenbahner folgend, ſtellt die Regie-

rung wertvolle Auslandslebensmittel zu bedeutend
herabgeſetzten Preiſen zur Verfügung. Dazu iſt ein
Aufwand von 15 Milliarden erforderlich, der dem geſamten Volk

zu Gute kommt. Damit iſt das Aeußerſte getan, was nach Lage
der Staatsfinanzen möglich iſt. Er werde aber auch weiterhin
zu helfen bemüht bleiben, ſoweit die allgemeine Not des Volkes
dies noch irgend wie erlaubt. Die Demokratiſierung
der Eiſenbahn erfolgte in voller Uebereinſtimmung mit dem
geſetzgeberiſchen Vorgehen im Reiche und der Anſchauung der
Landesverſammlung. Durch Einführung der Betriebsräte
wird dem Perſonal ein weitgehendes Mitwirkungsrecht
eingeräumt. Sämtliche Eiſenbahnorganiſationen haben erklärt,
daß ſie den gegenwärtigen Streik nicht billigen. Auch weite
Kreiſe des Perſonals haben wiederholt betont, daß ſie die Ar
beit wieder aufnehmen würden, wenn der Erlaß des
Reichswehrminicheriums, durch den ſie ſich in ihrer Arbeits
freiheit beeinträchtigt fühlten, aufgehoben würde. Jm Ver-
trauen auf dieſe Zuſicherung wurde dieſer Erlaß aufgehoben.
Trotzdem wird der Streik fortgeſetzt. Abgeſehen
davon, daß die Arbeiter große Lohnausfälle erleiden, daß
die ſtreikenden Beamten ihres Dienſteinkommens für die
Zeit der Einſtellung der Arbeit verluſtig gehen, ſind die Folgen
für die Allgemeinheit unabſehbar. Alle Zufuhr nach Ber-
lin iſt wegen Betriebseinſtellung unterbunden. Gegen
9000 Waggons für Berlin ſind auf weiten Strecken unterwegs
zum Stillſtehen gekommen. So müſſen wertvolle Lebensmittel
zugrunde gehen. Vieh muß unterwegs verhungern, Fiſch
ſendungen verderben. Der Streik würde es aber auch verhindern,
daß die vorbereitete Senkung der Lebensmittel-
preiſe und die Verteilung der verbilligten Rationen all
ſeitig und rechtzeitig durchgeführt werden können. Nicht nur die
Ernährung der Millionen-Großſtadt Berlin, ſondern auch die
des geſamten Volkskörperes iſt auf das Schwerſte bedroht.
Angeſichts der furchtbaren Lage, in der ſich Deutſchland infolge
des unglücklichen Ausganges des Krieges befindet, muß das
Wirtſchaftsleben wieder in Gang gebracht werden, um
das Land vor dem völligen Zuſammenbruch und die Bevölkerung
vor weiterem Hunger zu bewahren. Schweren Herzens, aber im
Bewußtſein der ernſten mir vor dem Volke obliegenden Verant-
wortung ſehe ich mich genötigt, nunmehr die Aufnahme des
Betriebes mit äußerſten Mitteln durchzuſetzen. Die Be
amten ſind ſich zum großen Teil ihrer Pflicht gegenüber dem
Volk ganz bewußt und beſtrebt, gemeinſam mit zahlreichen
gleichgeſinnten Arbeitern den Verkehr vor dem Erliegen zu be
wahren. Alle dieſe Kreiſe der Beamten und Arbeiter werden es
mit mir nicht nur als notwendig, ſondern geradezu als Er
leichterung des Volkes von einem ſeeliſchen Druck empfin-
den, wenn ich nunmehr folgendes beſtimme:

„Arbeiter, die bis ſpäteſtens am Donnerstag den 8. Juli
ihren Dienſt nicht wieder aufnehmen, ſind entlaſſen. Eben
ſo erhalten Beamte, die nicht bis zum gleichen Tag den Dienſt
wieder aufnehmen, ihre Entlaſſung nach diſziplinariſchen Be
ſtimmungen. Für die Sicherheit der Arbeiterfrei-
heit wird Sorge getragen.“

Berlin, 1. Juli.
Seit heute früh iſt auch der Stadt-, Ringbahn- und Vorork-

rerkehr in GroßBerlin eingeſtellt, von Amtswegen auf An-
ordnung des räſidenten des Eiſenbahndirektionsbezirks
Berlin. Jm gegenwärtigen Zeitpunkt glaubte die Eiſenbahndirektion aus techni en Gründen eine Verantwortung
für die r e des Lebens der Fahrgäſte nicht mehr
übernehmen zu können. Die großen Fabriken innerhalb
Berlins haben durchweg ihre Vetriebe vollſtändig aufrecht
erhalten können. Dagegen fehlten in den Fabrikbetrieben,
die in den Vororten liegen, heute früh zahlreiche Arbeiter und
Angeſtellte. Die Regierung geht gegen die Drahtzieher des
Sroß Berliner Verkehrsſtreiks energiſch vor. Zahlreiche

ührer der Kommuniſten ſind feſtgenommen worden.
rſprünglich war der 19. Mai für den Beginn des General

ſtreiks in Ausſicht genommen. Die Führer der Unabhängigen
hatten bereits die Miniſterliſte für die künftige Räte-
republik und die Proklamationen.

Berlin, 1. Juli.
Der Voſſ. Ztg.“ wird von zuſtändiger Seite mitgeteilt, daßmit der Ausgabe der vertlukikre n Lebensmittel be

reits nächſten r den 7. Juli, begonnen wird.
Ueber den Verkehrsſtreik erfährt dasſelbe Blatt von

zuſtändiger Seile: In Verlin Verwird man verſuchen, den

kehr krotz des Skreiks der Straßenbahn und Hochbahn, ſoweft
als möglich, aufrechtzuerhalten. Der Wagen-, Droſch-
ken- und Automobilverkehr wird militäriſch geſchützt.
Außerdem werden militäriſche Kraftwagen ebenfalls zur Per
ſonenbeförderung herangezogen werden. Ob ſich der Omnibus-
verkehr aufrechterhalten laſſen wird, iſt noch nicht ganz klar.Die Verwaltung der Omnibusgeſellſchaft hat den Angeſtellten

eine monatliche Zulage von 60 Mark bewilligt, die für
zwei vergangene Monate nachträglich und für drei kommende
Monate im Voraus bezahlt werden, ſo daß die Angeſtellten ſo-
fort 390 Mark erhalten und die regelmäßige Lohnerhöhung am
1. Oktober in Kraft tritt. Die Forderung der Angeſtellten
ging auf Zahlung einer Entſchuldungsſumme von 700 Mark, die
ſpäter auf 500 Mark herabgeſetzt wurde. Ob ſie ſich mit den
Zugeſtändniſſen der Verwaltung zufrieden geben
werden, iſt noch un entſchieden.

Berlin, 1. Juli.
Von berufener Seite d mitgeteilt: Der geſtrige Be

ſchluß der Verbandsverſammlung Groß-Berlin hat
die Vorbereitungen für die Kommunaliſierung der
Großen Berliner Straßenbahn geſchaffen, den Verkauf ſelbſt
aber noch nicht bewirkt. Dazu bedarf es außer der Feſtſetzung
der Modalitäten im einzelnen noch des Beſchluſſes der
Generalverſammlung des Unternehmens, die am 17. d. M. zu
ſommentritt. Bisher iſt alſo der Zweckverband nicht verfü-
gungsberechtigt. Es beruht deshalb auf Jrrtum, wenn
vielfach gemeldet wird, die Leitung des Zweckverbandes oder der
Magiſtrat Berlin ſeien wegen des Straßenbahnerſtreiks in un
mittelbare Verhandlungen eingetreten. Solche Ver-
handlungen können zurzeit nur mit der Direktion der Großen
Berliner Straßenbahn geführt werden. Dagegen-iſt der Magi-
ſtrat Berlin mit Nachdruck bemüht, die bereits angekündigte
Abſicht der Reichsregierung, welche ſich auf Verbilligung der
Lebenshaltung richtet, zur Ausführung zu bringen. Wie wir
hören, hat darüber heute eine Verhandlung im Rathauſe ſtatt
gefunden. Dieſe Verbeſſerung der Lebenshaltung ift für alle
beteiligten Klaſſen der Angeſtellten und Arbeiter wirtſchaftlich
weit bedeutungsvoller als die Geldbeträge, welche ſie durch den
Streik zu erlangen ſuchen.

Steinwürfe auch in Spaa
Spaa, 30. Juni.

Obwohl den engliſchen und den belgiſchen Behörden bekannt
war, daß der Abtransport des Hauptteiles der Waffen
ſtillſtands kommiſſion heute abend 9 Uhr erfolgen
werde, haben ſie ſtarke deutſch feindliche Kundgebun-
gen vor dem Hotel, in den Straßen der Stadt und vor dem
Bahnhof nicht verhindert. Johlen, Pfeifen und Schreien
und feindliche Rufe erfolgten. Es wurden auch einzelne Steine
gegen die vom Hotel abfahrenden Automobile geworfen. Ob-
wohl einige kleinere Steine die Jnſaſſen trafen, gab es glück
licherweiſe keine Verletz ungen. Die Glasfenſter eines
Automobils wurden zertrümmert. Die Haltung der eng
liſchen und belgiſchen Polizei und der Soldaten war
tadellos. Am Bahnhof fanden ſich der engliſche General
Green perſönlich ein. Das wenig zahlreiche Aufgebot war je-
doch gegen die Menge machtlos, die anſcheinend von auswär
tigen Elementen noch weiter aufgehetzt wurde. Ein von der
belgiſchen Zivil behörde trotz Erſuchens der belgiſchen
Gendarmerie nicht verbotener Umzug mit Muſik trug auch
zur Aufreizung der Einwohner noch bei. Nach den Vorkomm-
niſſen in Verſailles hätten die engliſchen und belgiſchen
Militärbehörden weitere umfaſſendere Vorkehrun-
gen treffen müſſen.

Der FHriede mit Oeſterreich
Amſterdam, 1. Juli.

Aus Paris wird gemeldet, daß die ergänzenden Beſtim
mungen des öſterreichiſchen Friedensvertrages
gegen Ende dieſer Woche überreicht werden ſollen. Damit wird
die Unterzeichnung wahrſcheinlich bis Anfang Auguſt
verzögert. Nur die militäriſchen Beſtimmungen
müſſen noch feſtgeſetzt werden.

Amſterdam, 1. Juli.
Das Prefſebürs Radio meldet aus Amerika, daß der

jetzige Chef der amerikaniſchen Friedensabordnung, Lanfing,
Mitte Juli wahrſcheinlich durch Poly erſetzt werden wird.

Ratifizierung und Nationalverſammlung
th. Die Entente hat ſich bereit erklärt, die Blockade ſofort

nach der Ratifizierung des Friedensvertrages ſeitens der
Nationalverſammlung r ohne auf die Ratifizierung
des Vertrages durch die anderen Mächte zu warten. Da Deutſch
land hohen Wert auf die Aufhebung der Blockade
legt, beſchäftigt ſich die Reichsregierung gegenwärtig mit demGedanken, den Friedensvertrag Pobald als möglich durch die

Nationalverſammlung annehmen zu laſſen, damit die Ratifizie-
rung des Vertrages, ſeitens der deutſchen Regierung bald er
folgen kann. Nach dem preußiſchen Recht muß vorher, da es
ſich um Abtretung preußiſcher Gebiete handelt, auch die Zu
ſtimmung der preußiſchen Landesverſammlung eingeholt werden.
Die Annahme des Vertrages durch die beiden Parlamente ſoll
noch vor der parlamentariſchen Sommerpauſe
erfolgen.

Der neue deutſche Verfaſſungsentwurf
Nachdem der 8. Ausſchuß der Nationalverſammlung

die Beratung des Verfaſſungsentwurfes beendet hat, wird
eine Vollverſammlung den Entwurf demnächſt endgültig
verabſchieden, um dem Reiche die neue Verfaſſung ſo ſchnell
als möglich geben zu können.

Der neue Verfaſſungsentwurf enthält 3 Teile, Auf
bau und Aufgaben des Reichs, Grundrechte
und Grundpflichten der deutſchen Ueber-
gangs- und Schlußbeſtimmungen. Jnsgeſamt
zählt der Entwurf 173 Artikel.

Nach der Einleitung „gibt ſich das deutſche Volk dieſe
Verfaſſung, um einig in ſeinen Stämmen und von dem
Willen beſeelt, ſein Reich in Freiheit und Gerechtigkeit zu
erneuern und zu feſtigen, um dem inneren und dem äuße-
ren Frieden zu dienen und um den geſellſchaftlichen Fort-
ſchritt zu fördern.“

Die Hauptgedanken des neuen Werkesſeien kurz aufgeführt: Das Reich iſt Republik, die Staats-
gewalt geht vom Volke aus. Das Reichsgebiet beſteht aus
den Gebieten der deutſchen Länder. Die Reichsfarben ſind
ſchwarz-rot-gold. Die Befugniſſe des Reiches auf dem Ge-
biete der Geſetzgebung werden vielfach erweitert, um dem
ſozialen Gedanken weiten Spielraum zu geben. Das
Parlament des Reiches iſt der Reich stag, der in Berlin
tagt. Der erſte Beamte des Reichstages nennt ſich Obmann.
Die Rechte des Reichstages ſind die gleichen wie früher. Zur
Kontrolle der auswärtigen Politik beſtellt der Reichstag
einen ſtändigen Ausſchuß. Der Reichspräſident
wird vom ganzen deutſchen Volke gewählt und zwar auf die
Dauer von 7 Jahren. Auf Antrag des Reichstags iſt der
Präſident abſetzbar. Der Präſident vertritt das Reich
völkerrechtlich, Kriegserklärung und Friedensſchluß erfol-
gen durch Reichsgeſetz. Der Präſident ernennt Beamte und
Offiziere und führt den Oberbefehl über das Heer. Reichs-
amneſtien bedürfen eines Geſetzes. Verantwortlich für die
Reichspolitik iſt der Reichskanzler. Der bisherige
Bundesrat heißt Reichs rat. Jedes Land hat mindeſtens
eine Stimme. Auf jede Million Einwohner entfällt bei
größeren Ländern eine Stimme. Durch dieſe Maß
nahme bleibt Preußen in der Minderheit.
Die Befugniſſe des Reichsrats ſind ungefähr die gleichen
wie die des Bundesrates. Bei Meinungsverſchiedenheiten
zwiſchen Reichsregierung, Reichsrat und Reichstag, die ſich
nicht überbrücken laſſen, entſcheidet das Volk durch Volk s-
entſcheid. Die Reich sverwaltung wird nur un-
bedeutend geändert. Die Poſtwertzeichen ſind für
das ganze Reich eiheitlich. Die Frage derUebernahme der Eiſenbahnen bleibt noch offen. Die
Militärge richtsbarkeit wird aufgehoben.

Männer und Frauen haben gleiche Rechte und
Pflichten. Oeffentlich rechtliche Vorrechte der Geburt und
des Standes beſtehen nicht. Adelsbezeichnungen
gelten als Teil des Namens und werden nicht mehr
verliehen. Titel werden nur verliehen, wenn ſie ein
Amt bezeichnen, 7 Ehrenzeichen dürfen
nicht verliehen, auch vön Auslande nicht an-
genommen werden. Auswanderung kann nicht
beſchränkt werden. Die Auslieferung deutſcher an aus-
ländiſche Regierungen darf nicht erfolgen. (Dieſe Beſtim
mung iſt durch den Friedensvertrag überholt.) Die Zen-
ſur mit Ausnahme der Zenſur für Lichtſpiele und
Schmutzliteratur wird aufgehoben. Für alle Deutſchen
herrſcht volle Glaubens-, Gewiſſens- undGedankenfreiheit. Der Genuß ſtaatsbürgerlicher
Rechte iſt unabhängig vom religiöſen Bekennt-
n i s. Niemand iſt verpflichtet, ſeine religiöſe Ueber-
zeugung zu offenbaren. Die religiöſe Eidesform wird ab-
geſchafft. Es beſteht keine Staatskirche. Sonn-
und Feiertage ſind Tage der Arbeitsruhe und ſeeliſcher
Erhebung. Kunſt, Wiſſenſchaft und Lehre ſind frei. Die
allgemeine Schulpflicht wird beibehalten. Das öffentliche
Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten durch Einführung
einer Einheitsſchule. Zu den höheren Schulen haben auch
Unbemittelte Zutritt, ſie werden durch öffentliche Mittel
gefördert. Die Schulen erſtreben perſönliche Tüchtigkeit
und ſittliche Bildung, im Geiſt der Völkerverſöhnung.
Ein Zwang zur Teilnahme am Religions-
unterricht fällt fort.Die Ordnung des Wirtſchaftslebens muß
den Grundſätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziel der Ge-
währleiſtung eines menſchenwürdigen Daſeins für alle ent-
ſprechen. In dieſen Grenzen iſt die wirtſchaftliche Frei-
heit des Einzelnen zu ſichern. Geſetzlicher Zwang iſt nur
zuläſſig. zur Verwirklichung bedrohter Rechte oder im
Dienſt überragender Forderungen des Gemeinwohls. Die
Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förderung, der
Arbeits und Wirtſchaftsbedingungen iſt für alle Berufe
gewährleiſtet. Zur Erhaltung der Geſundheit und Ar



fähigkeit und zum Schutz gegen die wirtſchaftliolgen von Alter, Schwäche und Wechſelfälle des e
fft das Reich ein umfaſſendes Verſicherung sw Das Reich tritt für Regelung der derte t

niſſe der Arbeiter ein. Der ſelbſtändige Mittelſtand iſt
gegen Ausbeutung und Aufſaugung zu ſchützen. Die
Arbeiter und Angeſtellten ſind berufen, gleichberechtigt mit
za Unternehmern an Regelung der Lohn- und At-

eitsbedingungen und der geſamten wirtſchaftlichen Ent
wickelung der produktiven Kräfte mitzuwirken und er-
halten geſetzliche Vertretungen in Arbeiterräten. th.

2

Gegen die Vergewaltigung des Oſtens
Der parlamentariſche Akti r
Der parlamentari 2 onsgaus u ß bebei Ratifizierung des Friedens in kniet t

verwahrung gegen die Vergewaltigung des Oſtens
eingelegt werden ſoll. Zu dieſem Zwecke ſollen die Abgeordneten
der Gebiete, für die der parlamentariſche Aktionsausſchuß Nord
gebildet iſt. nach Berlin zu einer Ge ſamttagung berufen
werden. Der Aktionsausſchuß iſt der Anſicht, daß die Bevöl
kerung de 8 O ſten s mit dem Spruche der Nationalver
ſammlung ſich abfinden muß. Doch müſſe daran feſtgehalten

„werden, daß bis zum Jnkrafttreten des Friedensvertrages die
Hoheitsrechte in den Oſtgebieten dem Deutſchen
Reiche verbleiben. An die in den Abſtimmungsbezirken woh-
nenden Deutſchen richtet der Aktionsausſchuß die dringendeBitte, ihr Volkstum t Einſt towme der
Tag, da ein gerechter Ri hterſpruch der Weltge-
ſchichte das Unrecht von Ver ſailles wieder gutmachen
wird.

Da r c r dec Volksräte, der inzig tagte, hat ſich aufgelöſt. Die MiDanzig verlaſſen. s e im er eben
(Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter.)

Breslau, 1. Juli.Die Aen Oberſchle ſiens, wahiſcrintich
durch amerikaniſche Truppen, wird erſt nach Rati-
fizierung des Friedensvertrages erfolgen. Bis dahin bleibt
unſer Grenzſchutz und unſere Behörden in voller Tätigkeit. Sitz
J 4 Prerten Hauptvertreter wird das Regierungsgebäude in

ppeln.
Das Standrecht über Königsberg

Von unſerem hk.-Sonderberichterſtattet.)
Königsberg, 1. Juli.

General von der Goltz verhängte infolge großer Aus
ſchreitungen, bei denen es Tote und Verwundete gab, über
Königsberg das Standrecht. Von der Goltz ernannte
Sixt von Arnim zum Gouverneur der Stadt. Nur den
Befehlen des neuen Gouverneurs iſt Folge zu leiſten.

Die Beſetzung Hamburgs
Hamburg, 1. Juli.

Die Beſehung des Oſtteiles von Hamburg hat ſich im
allgemeinen ohne Zwiſchenfall vollzogen. Hauptbahnhof,
Rathaus und ſonſtige Punkte wurden ſchon am Vormittag von
ſtarken Truppenabteilungen beſetzt und durch Schützen und Ma-
ſchinengewehre geſichert. Drahtverhaue ſperren zurzeit die
nähere Umgebung des Rathauſes ab. Der Straßenbahn-
verkehr in der inneren Stadt iſt teilweiſe geſperrt. Das
zur Arbeit eilende Publikum erträgt die Erſchwerungen mit
gutem Humor, denn es fühlt ſich unter dem Schutze des Militärs
ſicher und zieht Vergleiche mit den Tagen, an denen der Aufruhr
in Hamburg tobte und Handel und Wandel gänzlich darnieder-
lagen. Die kleinen Behinderungen des Verkehrs wurden des
halb gern in Kauf genommen. Nur an einigen Stellen wurden
die Truppen vom Publikum in r h Weiſe beläſtigt.
An dieſen Stellen ſchritt das Militär energiſch ein.

Rache!
Die Deutſche Zeitung' war wegen des folgenden Aufrufes

derboten worden:
Deutſches Volk!

Verſailles
ihnen nicht!
Wo im glorreichen Jahre 1871 das deutſche Kaiſer-

tum in alter Herrlichkeit m wird heute die deutſche
Ehre zu Grabe getragen. Vergiß es ihnen nicht!Jn raſtloſer Arbeit wird ich das deutſche Volk wieder

emporarbeiten, um ſich den Platz unter den Nationen zu-
rückzuerobern, der ihm zukommtl!
Dann Rache für die Schmach von 1919!

Die Arbeiten der Nationalverſammlung
Weimar, 1. Juli.

Der Aelteſtenrat der Nationalverſammlung
einigte ſich in ſeiner heutigen Sitzung dahin, das Siede-
lungsgeſetz noch heute in allen drei Leſungen zu erledigen
und morgen Mittwoch mit der zweiten Leſung der Verfaſſungs-
vorlage zu beginnen. Man hofft, in dieſer Woche mit der zwei
ten Leſung der Verfaſſungsvorlage fertig zu werden. Jn der
nächſten Sitzung ſollen dann die zehn Steuervorlagen in
Angriff genommen werden. Man heofft, die erſte Leſung dieſer
Steuervorlägen in drei Tagen erledigen zu können. Hierauf

11./18. Juli ſoll die Verfaſſungsvorlage in dritter Leſung
ihre Verabſchiedung finden. Dabei wird eine ausgiebige Ge
neraldiskuſſion zugelaſſen werden. Von den Steuervor-
lagen ſollen die Kriegsgewinnſteuer und die große
Vermögensabgabe noch im Juli in allen drei Leſungen
verabſchiedet werden, um ſofort in Wirkſamkeit treten zu können.
Man hofft, bis Ende Juli den vorliegenden Arbeitsſtoff beſeitigt
zu haben. Ende Auguſt werden die Steuerausſchüſſe in Berlin
zuſammentreten. Das Plenum wird von Oktober bis Dezember
in Berlin tagen. Neuwahlen werden vorausſichtlich im Januar
ſtattfinden.

Heute wird im Spiegelſaal von
der Schandfrieden unterzeichnet. Vergiß es

Preußenparlament
Berlin, 1. Juli.
um 12 Uhr 20.

aiſerbildern aus den
Präſident Leinert eröffnet die Sitztzun
Eine Anfrage über Entfernung von

Schulen wird vom
Unterrichtsminiſter Haeniſch dahin beantwortet, daß aus

den Schulen die Wahrzeichen des ehemaligen kaiſerlichen
Deutſchland verſchwinden müßten. Nur Werke von unzweifel-
z künſtleriſchem Werte dürften in den Schulräumen ver-

eiben.
Es folgt die zweite Beratung des Antrages Dr. Abder-

halden und Gen. (Dem.) auf Annahme eines Geſetzes über
die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilde-rung bei ehrengerichtlichen Strafen und ehrengerichtlichen Ver-

hren gegen Aergte. Nach kurzer Ausſprache wird der Ge
tesantrag ohne Ausſchußberatung einſtimmig angenommen.
benſo der Geſetzesantrag über weitere Beihilfen zu den

Kriegswohlfahrtsansgaben für Gemeinden in zwei
ter eHierauf wird die zweite Leſung des Juſtigetats fortgeſetzt

Juſtizminiſter Am Zehnhaff: Die Beamtenausſchüſſe ſollen

Weimar, 1. Juli.
Präſident Fehtenbach eröffnet die Sitzung um 9 Uhr 20.

Auf der Tagesordnung ſtehen zuerſt Anfragen.
Abg. Mumm (Deütſchnatl.) fragt nach der Verwendung von

Reichsgeldern für Parteizwecke, wie ſie durch
Verſendung von Broſchüren und Druckſachen durch Dienſtſtellen
der Den Republik und der Zentrale für Heimatdienſt
pottofrei erfolgt ſeien. Er fragt, ob die Regierung bereit
ſei, dieſer Sache endlich ein Ende zu machen und mitzuteilen,
wie biel Gelder für dieſe Zwecke verwandt worden ſind.
Die r rer unbedingt zur Rechenſchaft gezogen und
von ihnen die Rückerſtattung der Beträge verlangt werden.

Geheimrat Freih. von Welſer: Seit Anordnung der Liqui
dierung des Werbedienſtes wurden neue Druckaufträge
nicht mehr erteilt. Eine Reihe von Aufträgen konnte aber nicht
mehr rückgängig gemacht werden.

Abg. Mumm ſtellt ſpäter feſt, daß die Antwort im ſchroff
ſten Widerſpruch ſtehe zu der Antwort des früheren Mi
niſtetpräſidenten Scheidemann, wonach der Werbe
dienſt bereits ſeit Februar ſich jeder Propaganda ent
halten habe, und fragt an, ob die Regierung nicht beantworten
wolle, wieviele Reichsgelder verwendet worden ſeien.

Eine Antwort erfolgt nicht.
Auf eine Anfrage der Abg. Frau Zietz (U. S.) wegen

Ueberwachung der Telephonanſchlüſſe zahlreicher
Angehöriger der U. S. P. D. in Berlin erklärt

ein Regierungsvertreter, bei Verhängung des Belage-
rungszuſtandes könne die Zivilbehörde das Telephon-
gebeimnis aufheben laſſen und trage dann dafür die
Verantweortung.

Abg. Dr. Graf zu Dohna fragt nach der in Ausſicht geſtell
ten reichs geſetzlichen Regelung der Haftpflicht für
Aufruhrſchäden.

Ein Regierungsvertreter erklärt, daß ein derartiger Ge
ſehentwurf bereits im Staatenausſchuß vorliege
und vorausſichtlich in einigen Tagen der Nationalverſammlung
vorgelegt werden känn.

Es folgt der Bericht des Haushaltungsausſchuſſes
über die Verordnung zur Beſchaffung von landwirtſchaftlichem
Siedelungsland, die vom Ausſchuß zu einem Geſetz
entwurf umgearbeitet wurde, der in ſeinem Paragraphen 1
beſtimmt, daß die Bundesſtaaten verpflichtet ſind, gemeinnützige
Siedelungsunternehmungen zur Schaffung neuer Anſiedelungen
und zur Hebung beſtehender Kleinbetriebe zu bilden.

Abg. Blum (Ztr.): Jm Jntereſſe der Geſundung unſe-
res Volkes nach der volkswirtſchaftlichen und ethiſchen Seite hin
iſt bieher erfreulich, daß man heute beinahe von einer Stadt-
flucht ſprechen kann. Jmmerhin wird man nicht annehmen
dürfen, daß ſich nun die Umwandlung Deutſchlands aus einem
Jnduſtrie- in einen Agrarſtaat raſch vollziehen wird.
Für die Siedelungstätigkeit muß zunächſt die Schaffung von
Bauerngütern mittlerer Größe ins Auge gefaßt werden.
da dieſe am beſten in der Lage ſind, ſich den wechſelnden Bedin
gungen der Erzeugung und des Abſatzes anzupaſſen. Die
Siedelungstätigkeit wird vor allen Dingen auch die Aufgabe
haben, die Landarbeiterfrage mildern zu helfen, denn
mehr als je brauchen wir auf dem Lande einen Stamm intelli-
genter und leiſtungsfähiger Arbeiter. Gemeinden, Kreiſe, Pro
vinzen und Staat müſſen bei der Forderung des Siede-
lungsweſens zuſammenwirken.

das Verhältnis zwiſchen den Behörden und den einzelnen Beam-
ten ſtärken. Für die Erlangung des Notetats ſind bereits
einige Erleichterungen getroffen.

Abgeordneter Deerberg (Deutſch-National):
Was bedeuten alle unſere inneren Leiden gegenüber dem

furchtbaren Schickſal, das ſich draußen vollzieht? Wie Kar
tenhäuſer ſtürzen unſere Hoffnungen und Entwürfe
zuſammen. Demnach tun wir aber weiter unſere Pflicht in jenem
alten preußiſchen Geiſt, den man vernichten und zertre-
ten will, der uns aber allein zu einem neuen Preußen
führen kann. Auf dem Gebiet des Rechts hat die Revo-
lution keine Probleme aufgeworfen, die die Tiefe der
Volksſeele zu erreichen vermochten. Die Organiſation der
Rechtspflege hat in dieſer Zeit der Verwirrung keinen Augen-
blick verſagt. Die auf dem Gebiete des Strafvollzugs
hervorgetretenen Mängel wurzeln nicht in der Rechtspflege, ſon-
dern ſie ſind politiſcher Natur. Die Achtung vor der
Unabhängigkeit, der Lauterkeit, der Unbeſtech-
lichkeit und der Objektivität des Richterſtandes zu er-
halten, muß auch oberſte Pflicht des neuen Staates ſein, wenn er
ein Kulturſtagt ſein will. Jn Preußen und Deutſchland
beſteht keine Klaſſenjuſtiz. (Lebhafter Widerſpruch
links). Klaſſenjuſtiz betreiben Sie (zur Linken gewendet);Große Unruhe ine Das Wahlrichtertum will die
Juſtiz zum Kriegsſchauplatz politiſcher Gegenſätze machen. Wir
haben einen Geſetzentwurf eingebracht, wonach das Begrün-
dungsrecht des Staates eine Aenderung dahin erfahren ſoll,
daß Amneſtien nur durch Landesgeſetz, alſo nur unter ent-
ſcheidender Mitwirkung der Landesverſammlung erlaſſen wer-
den können. Die

Souveränität der Volksvertretung
wird in dieſem Falle ſchon das Rechte zu treffen wiſſen. Jm
Uebrigen begrüßen wir den Erlaß des Juſtizminiſters über die
Ausübung des Begnadigungsrechtes mit großer Freude.
Die unberechtigten Eingriffe politiſcher Organiſationen in die
Rechtspflege, wie ſeit dem 9. November, haben allmählich be-
wieſen, wie es mit der Freiheit ſteht. Dian hat in dem Prozeß
gegen die angeblichen Mörder Liebknechts und Roſa
Luxemburgs' deutlich die politiſche Jnfektion auch
bei der Staatsanwaltſchaft wahrnehmen können. Die Klagen
über die Weltfremdheit des Richtertums und über
das mangelnde Verſtändnis für die Realität des Lebens
werden immer noch nicht verſtummen. Für den Richter genügt
heute die formal- juriſtiſche Schulung nicht mehr. Er muß mit
einem großen Maß von Lebenserfahrung und der
Kenntnis der ſtaatlichen und beſonderes der nationalökono-
miſchen Verhältniſſe ausgerüſtet ſein. Der Richter muß aus den
Kreiſen der Anwaltſchaft hervorgegangen ſein. Jn dieſer
Richtung können wir von den Engländern lernen. Für die
Beſſerſtellung der mittleren und unteren Juſtizbeamten
einzutreten, iſt unſere Pflicht. Nur ein von materiellen
Sorgen befreiter Richter- und Beamtenſtand kann ſeinen
Aufgaben gerecht werden. Freilich erlauben die erſchütterten
Finanzen zur Zeit keine großzügige Beſoldung. Zahl-
ſtehen Heute buchſtäblich vor dem Ru in. Der

Zudrang zu dem juriſtiſchen Studium
hat während des Krieges zugenommen. Es droht das Entſtehen
eines juriſtiſchen Proletariats. Man beachte den
vom Bund der Referendare ausgeſtoßenen Notſchrei. Die Refe
rendare haben das Anerbieten der diätariſchen Beſchäf-

als mit ihrer Würde nicht vereinbar abgelehnt.
Arbeit ſchändet nicht! Arbeitiſt Pflicht gegen ſich ſelbſt.
Dies dürfte doch auch für die Referendare gelten. Die Verwal
tung muß das Recht haben, die Richterlaufbhahn zu
ſchließen, wenn der Bedarf gedeckt iſt. Auch die Anwaltſchaft iſt
keineswegs in roſiger Lage. Vor dem Krieg kam ihr durch
ſchnittliches Einkommen auf noch nicht 3000 Mark. Heute fra-
gen Sie Dr. Roſenfeldt. (Heiterkeit). Aber nicht jeder hat
das Glück Radeck ader Lodebour zu verteidigen. Das

reiche aus dem Krieg zurückgekehrte Hilfsrichter und Aſſeſſoren

Annahme des Siedlungsgeſetzes
Nationalverſammlung

Abg. Schmidthals (Dem.): Es müßten im Lande weniger
Großbetriebe und mehr Kleinbetriebe geſchaffen
werden, denn, wenn die breite Maſſe der Arbeiterbevölkerung
nicht wieder auf das Land hinausginge, müſſen ſie auswandern.
Wir müſſen darauf hinarbeiten, daß das deutſche Volk wieder
Luſt ar Arbeit bekommt und wir glauben, daß dieſes Geſetz
der Weg dazu iſt.

Abg. Solbe (Soz.): Wir begrüßen dieſes Geſetz, damit iſt
endlich das Verſprechen erfüllt, das den Kriegsteilnehmern ge
geben worden iſt.

Abg. Roeſicke (Deutſchnatl.): Die Siedlung ſoll zufriedene
Menſchen machen. Zufriedenheit riß die Grundlage
für die Wiedererſtarkung Deutſchlands ſein. Bei der Grün
dung von Siedelungen darf nicht überſehen werden,
daß die Rentabilität geſichert bleibt, ſonſt bringt ſie keine
Vorteile, ſondern Gefahren. Beſonders ſchwierige Verhält
niſſe ſchaffen uns in dieſer Hinſicht die hohen Baukoſten.
Die Landwirtſchaft wird in nächſter Zukunft große Be
deutung haben. Wir haben immer für den Gedanken ge
kämpft, daß Deutſchland ſich möglichſt ſelbſt ernähren
muß. Das Geſetz genügt nicht in allen Punkten. Redner be
dauert, daß die Regierung für die Angelegenheiten ſo wenig
Intereſſe hat, daß niemand von ihr anweſend ſei.

Der Regierungsvertreter für das Wohnungsweſen, Scheidt,
entſchuldigt die Abweſenheit des Kabinetts mit außerordentlich
wichtigen Veratungen. Die Schwierigkeiten der
Durchführung des Geſetzes beſtehen in der Hauptſache in
dem Mangel an Bauſtoffen. Die Regierung hat 500 Mil
lionen für Wohnungsbau zur Verfügung geſtellt. Dies wird
nicht ausreichen, denn wir werden ungefähr 6 Milliarden
brauchen.

Abg. Duſche (Deutſchnational): Man ſollte möglichſt viele
neue Siedelungen ſchaffen und nach die
Kriegsbeſchädigten und die berückſichtigen, die aus den
uns jeßt verlorengehenden Gebieten zurückwandern.
Beſonders wichtig iſt die Beſtimmung über die Beſchaffung von
Pachtland für die landwirtſchaftlichen Arbeiter. Wenn man
die ſtädtiſchen Arbeiter aufs Land bekommen will, dann
wird man ſich vor allem entſchließen müſſen, die Arbeits
loſenunterſtützumg ſehr erheblich herab zuſetzen.
Vor allem muß die Regierung Maßnahmen treffen, um unter
allen Umſtänden der Gefahr von Streiks der landwirt-
ſchaftlichen Arbeiter und überhaupt von Streiks viel energiſcher
entgegenzutreten.

Abg. Wurm (Unabh.): Das Geſetz erweckt trügeriſche
Hoffnungen weshalb meine Fraktion dagegen ſtimmt. An
ſtelle der Privatbetriebe müßte Gemeinwirtſchaft treten.

Regierungskommiſſar Sering: Von den heutigen Be-
ſitzern wird großes ſoziales Empfinden verlangt, weil ſie ne
Siedelungszwecke Voden hergeben ſollen zum Gemeinwert, ohne
Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des Krieges. DasVolk kann ſich d ſolches Geſetz freuen.

Abg. Heim (Zenkrum): Die Sozialiſierung wird die
Produktion zu erſchweren. Wir müſſen uns darauf ein
ſtellen, daß wir wieder mehr Agrarland werden.

Das Geſetz wird darauf mit einigen Aenderungen ange
nommen.
Schluß 836 Uhr.

Nächſte Sitzung Mittwoch 2 Uhr Jnterpellationen, Ver
faſſungsentwurf.

fürſtliche Einkommen einzelner Berliner Anwälte iſt nicht maß
gebend. Der Anwaltszwang muß erhalten bleiben,
wenn die Rechtspflege nicht verrotten ſoll. Der verendiſche Ver
kehr zwiſchen Richter und Anwalt ſollte freundſchaftlichere For
men annehmen, als bisher. Wir miſgrigen die Knebelung
der preußiſchen Freiheit. enn ſich der nationale
Stolz gegen die Schmach des Verſailler Friedens er-
hebt, wird mit Verbot eingeſchritten. Das iſt die Freiheit des
9 November. (Beifall rechts.)

Abg. Stendel (D. Vpt.): Unſerer Juſtiz iſt die große t
der Sondergerichte höchſt abträglich geweſen. ie
Juſtizreform wird ſie hoffentlich einſchränken, vor allem
aber die großen Schöffengerichte an die Stelle der
Strafkammern ſetzen. Der Erlaß einer allgemeinen Am-
neſtie kommt nach unſerer Zuſafurg nicht in Frage.

Mittwoch 1 Uhr Fortſetzung. Die Frage, ob auch der An
trag Ruer (Dem.), betreffend Sonderrechte von Schleswig
Holſtein, auf die Tagesordnung geſetzt werden ſoll, führt zur
Auszählung des Hauſes. Dies ergibt bei 167 Anweſenden die
Beſchlußunfähigkeit des Hauſes. Der Präſident wird die genaue
Tagesordnung den Mitgliedern ſchriftlich zugehen laſſen.

Schluß 535 Uhr.

Der Maſſenmord in Budapeſt
Wien, 1. Juli.

Die „Neue Preie Preſſe ruft die Stimme der Menſch
lichkeit der ganzen Welt angeſichts der ihr zugekommenen Mit-
teilungen von den Maſſenhinrichtungen in Budapeſt
an, denen nicht nur die Führer des Dienstagpuiſches und faſt
ſämtliche Offigiere der Offigiersakademie, ſondern auch gahl-
reiche Zöglinge derſelben, kaum dem Knabenalter entwachſene
Menſchen, zum Opfer gefallen ſeien.

Wien, 1. Juli.
Die Blätter veröffentlichen die Ankwork des Kommandanten

der italieniſchen Delegation in VBudapeſt, Romanelli, an
Bela Khun, in der er ihn nochmals auffordert, nicht mit über-
triebener Strenge gegen die politiſchen Gegner der jetzigen Re
gierung vorzugehen. Er lenke die Aufmerkſamkeit auf die
mißlichen Folgen einer Haltung, die nicht den Wünſchen und
Hoffnungen der alliierten Regierung entſpricht.

um den Kaiſer. Unter dem Eindruck der ſchmachvollen Hal
tung der Regierung ſandte die Deutſchnationale Volkspartei,
Kreisverein Glogau, an den Kaiſer, die Königin von Holland
und den holländiſchen Miniſterpräſidenten Funkſprüche.
Der Funkſpruch an den Kaiſer lautet:

Kaiſer Wilhelm
Amerongen Holland.Dem Hauſe Hohenzollern, mit dem wir Preußen

durch mehr als ein halbes Jahrtauſend deutſcher Geſchichte in
Freud und Leid, Aufſtieg und Niedergang verbunden ſind, huldigt
in dieſen Tagen des bitterſten vaterländiſchen Schmerzes in
Treue und Anhänglichkeit und im Glauben an Deutſch
lands Zukunft

Der Deutſchnationale Volksverein für den Kreis Glogau.
Profeſſor Karl Brugmann geſtorben. Jm Alter von 70

Jahren iſt am Sonntag in Leipzig der Geheime Rat Dr. phil.
Karl Brugmann, Profeſſor der indogermaniſchen Sprachwiſſen
ſchaften an der Univerſität Leipzig, verſtorben.

Veter Karp, der Deutſchenfreund. Jn Tribaneſti iſt der
rumäniſche Staatsmann Peter Karp am 22. Juni im Alter
von 83 Jahren geſtorben. Er war am 29. Juli 1837 in Jaſſy
geboren und betätigte warme Sympathie für Deutſchland.“ Er
widerſeste fich auch der Kriegserklärung Rumänien an
Zentralmächte, drang aber mit ſeinen Anſichten nicht durch.

Die „Berliner Neueſten Nachrichten“ haben mit dem
Tage ihr Erſcheinen als ſelbſtändiges Organ eingeſtellt und

mit der „Poſt“ eine Verſchmelzung eingegangen.,



ne g. Paß Bauer der Urheber der ganzen ruch-

ein Mißverſtändnis

e.en ende

Halle, 2 Juli
Die Plaidonyers im Klüber-Prozeß

(Staatsanwalt und Verteidiger.)
Nach den Ausführungen des grr77 Staatsanwalts nimmt

Staats anwalt Koenemann das Wort zu ſeinem Plai
doher. Er führte u. a. aus: Meine Ferteg Geſchworenen!
Der Erſte Herr Staatsanwalt hat ſoeben in ſachlicher Weiſe zu
der Schuldfrage Stellung genommen. Meine Aufgabe iſt es,
Jhnen im Einzelnen zu ſchildern, wie weit ſich jeder der An
geklagten an der rohen Tat beteiligt hat und wie die Tat
richtig zu beurteilen iſt. Es hat, wie Sie ſelbſt zugeben
müſſen, eine ſehr umfangreiche Vernehmung der Angeklägten
und Zeugen ſtattgefunden. Der Herr Gerichtsvorſitzende hat in
jeder Weiſe objektib die Verhandlung geleitet und hat, wo es
zu Widerſprüchen mit den Herrn Verteidigern gekommen iſt,Fieſelben geſchickt zu klären verſtanden und Unſtimmigkeiten be
ſeitigt. Die Zeugen, die in ſo großer Zahl zu den Verhand

Angaben der Angeklagten gefolgt hat, ſo müßte man annehmen,
daß hier ein ſchwerer Mißgriff getan würde, über ſie ein Urteil
zu fällen. Sie alle behaupten, an den Vorgängen wohl dabei
eweſen zu ſein, aber eine Tat nicht ausgeführt zu haben.
eſonders iſt es der Angeklagte Bauer, der angibt, nur die

Schutzrolle geſpielt und den Oberſtleutnant v. Klüber vor
Schaden geſchützt zu haben. Daß die Angaben des Angeklagten

nd, dafür ſind 30 Zeugen aufgetreten. Feſtſt

koſen und cheußlichen Tat iſt. Der Herr Staats-
mnwalt kommt in ſeiner weiteren Ausführung auf das Vergehen
Pauers zurück, er ſchildert noch einmal ausführlich die Vorgänin der Leipzigerſtraße, im Roten Turm, in der Kleinen tig

aße und an der Saale und kommt zu dem Ergebnis, daß derEinetiagte Bauer mit voller Ueberlegung gehandelt
hat. Es iſt nicht richtig, ſo fährt er fort, daß Bauer den be
rängten Oberſtleutnant in das Haus Kleine Ulrichſtraße 29
hineingedrängt hat, um ihn, wie er verſucht hat dem Gerichte
laubhaft zu machen, vor der folgenden Menge zu ſchützen. EinUngekiagter hat ausgeſagt, daß Herr v. Klüber ſelbſt in das

betreffende Haus hineingeflüchtet ſei, um ſich zu retten. Die
Rede des Angeklagten Bauer, die er vor dem bedrohten Hauſe
an die immer größer gewordene Menge gehalten hat, mußte
eine Wirkung ausüben, denn fie war ſo gehalten, wie es verſWledene Zeugen bekundet haben, daß es zu den Vorgängen füh-

ren mußte. Feſtgeſtelt iſt ferner, daß Bauer den Oberſtleutnant

auf dem Wege zur Saale ſchwer mißhandelt hat. Bauer war
es auch wieder, der von Klüber, als dieſer ſich an dem Gitter

an der Saale feſthielt, auf die Hände geſchlagen und den Un
glücklichen mit in die Saale geworfen hat. Und als der Oberſt-
leutnant in dem Waſſer ſchwamm, war es Bauer wieder, der
auf die Menge einrief: „Schießt doch, ſchießt doch“! und
hat ſelbſt auf den Schwimmenden zwei Schüſſe abgefeuert, wovon

vielleicht der eine oder der andere getroffen hat. Wenn all dies
Angeführte noch nicht, genug ſein ſollte, zu beweiſen, daß Bauer
ſich als Hauptſchuldiger an der Tat beteiligt hat, ſo wird er noch
überführt, durch ſeine eigenen Angaben. Er hat ſeiner an-
r r W von der Tat berichtet und ihr erzählt,

aß er es geweſen iſt, der den Oberſtleutnant an dem Saale-
gitier auf die Finger geſchlagen und ihn mit in das Waſſer ge-
worfen hat. Die Angaben der Zeugin können, wenn auch Bauer
mit der Zeugin nicht einig iſt, als glaubwürdig betrachtet wer

den. Bauer iſt demnach an der ſchweren Bluttat der Haubt-
ſchuldige und er iſt es, der den hohen Offizier mit zu Tode
gebracht hat.

Der Herr Staatsanwalt kommt nun auf den Angeklagten
Fiedler zu ſprechen. Auch er iſt einer von denen, der in
ſchwerer Weiſe an der Tat beteiligt iſt. Fiedler hat mit
allen Mitteln verſucht, in den Beſitz eines Gewehres zu kommen.
Auf die Frage, aus welchem Grunde er dieſe Waffe haben wollte,
hat er geankwortet: „Jch habe es aus Unſinn getan“ Fiedler ift
mit dem Gewehr in das Grundſtück Kl. Ulrichſtraße 29 hinein
gelaufen und hat mit noch anderen den Oberſtleutnant heraus-
geholt und ihn bis zur Saale begleitet. Der Angeklagte Fiedler
hat bei ſeiner erſten Vernehmung gelogen, als ihm jedoch die
Ausſage einer Zeugin vorgehalten wurde, hat er zugegeben,
den Oberſtleutnant mit über das Geländer in die Saale ge-
worfen zu haben. Auch im Gefängnis hat er dem Amtsrichter
das Gleiche erklärt. Er hat auch hier ſelbſt geſchildert, in
welcher Weiſe er ſich an dem Hineinwerfen beteiligt hat. Erſt
ſpäter hat er alle ſeine gemachten Angaben widerrufen. Erſt
hier, bei der Hauptverhandlung, ſagt Fiedler, daß er v. Klüber
nicht mit ins Waſſer geworfen habe und ſpäter wieder bekundet
er: „Als ich in Klübers Nähe ſtand, kam bei dem Hineinwerfen
mein Mantel mit den Füßen des Oberſtleutnants in Berührung
und da habe ich die Füße nur herübergeſchoben.“ Auch Zeugen
haben geſchildert, in welcher Weiſe F. an der Tat beteiligt iſt.
Dies alles beweiſt, daß Fiedler an der Ermordung mit
gewirkt hat.

Von dem Angeklagten Kyritz ſagt der Herr Stagatsanwalt
aus, daß auch er, gleich den beiden anderen, an dem Verbrechen
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Das grüne Kuvert
21] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

Nun war er allein und kam erſt langſam zur Beſinnung.
Er war verhaftet! Auf Antrag des Kommerzienrats Rode
wald! Wie war das nur denkbar? Welche unſelige Ver
wechſelung lag denn da vor

Er dachte unwillkürlich an Wanda Podieska. Hatte ſie
irgend einen Racheakt gegen ihn verübt? Sie oder ihr
Bruder? Aber das war doch unmöglich. Dann zürnte ihm
der Kommerzienrat vielleicht empfing ihn nicht wohl
W verlieh ihm nicht die Prokura aber ein Haft

befe
Er ging ſeine ganze geſchäftliche Tätigkeit durch. War da

enkbar? Seine Bücher waren voll
kommen in Ordnung und hatten in keiner Minute eine
Reviſion zu ſcheuen, und mit Geld kam er ja gar nicht in

erührung.
Die einzige Summe, die ihm anvertraut war, lag ja

wohlgeborgen hier in ſeiner Brieftaſche denn man hatte
ihm nichts von ſeinen Sachen genommen.

Er ſuchte vergeblich des Rätſels Löſung, aber da er ſich
vollkommen frei von jeder Schuld fühlte, konnte er ruhig

bleiben und ärgerte ſich nur über den ſchönen Tag im
lachenden Sonnenſchein, den er nun hier durch das Miß

verſtändnis verlor, und welch einen ſchlechten Eindruck er
auf Henrik Sörenfon und Co machen mußte, weil er gleich

zur erſten Beſprechung zu ſpät kam.
Dabei verging Stunde um Stunde, und er begann

tüchtigen Hunger zu ſpüren:; denn ſeit dem erſten Frühſtück
heut ganz zeitig hatte er nichts gegeſſen.

Endlich wurde geſchloſſen, und ein ſchlanker jüngerer

t ſich der Jrrtum aufgeklärt?“
„Welcher Jrrtum?“
„Nun, dar Jrrtum meiner Pexhaftung.“

Herr trat ein.
a

e

dem Verbrechen geſehen zu haben.

bekeiligk iſt un weiſt auf die Zeugenausſgegen Khritz nur Se de als Zeugen aufgetreten ſind, ſo

ſind dieſe durch die geſchickten Kreuzfragen des Herrn Vor
e als glaubwürdig zu betrachken, denn mit genauer

Sicherheit und Beſtimmtheit haben dieſe bekundet, den Kyritz bei
n. Fch halte es, ſo fährt der

Staatsanwalt fort, nach den Ausſagen der beiden Zeugen für er
re d. r s an der Tat in vollem Umfange be
eiligIch komme nun zu dem Angeklagten Richter. Dieſer hat

ſein Gewehr im Wettiner Hof erhalten. Richter hat ſich an
die Spitze des Zuges geſetzt. Er hat ſich nicht an dem Hinein
werfen beteiligt, hat aber, als die Menge rief: „Shießt doch,
ſchießt doch!“, einen Schuß auf den Oberſtleutnant abgegeben.
Ob er gezielt hat, oder nicht, iſt gleichgültig. Richter hat ſich
dann aber noch auf andere Weiſe beteiligt. Der Angeklagte
Fiedler hat ausgeſagt, daß er geſehen hat, daß Richter, als
der Schuß abgegeben war, aus der Menge herausgekommen iſt.
Ferner haben Zeugen bekundet, daß Richter mit ſchußbereitem
Gewehr über die Brücke gelaufen kam. Der feldgraue Rock mit
Gardelitzen hat ſein Erkennen beſtätigt. Wenn ich mich, ſo
fährt der Herr Stagtsanwalt fort, zuerſt gegen die Annahme,
daß Richter es geweſen iſt, der den Schuß abgegeben hat, ge
ſträubt habe, ſo hat mich doch die ganz ausführliche Beweis-
aufnahme, die ſtattgefunden hat, zu der Ueberzeugung gebracht,
daß Richter den letzten Schuß auf den Oberſtleutnant
abgegeben hat.

Gierhold iſt auch einer von den Perſonen, die mitge-
holfen haben, den Oberſtleutnant in das Waſſer zu werfen. Er
iſt auch über die Brücke nach dem gegenüberliegenden Ufer ge
laufen und hat den noch lebenden, im ſeichten Waſſer liegenden
Offizier mit Händen und Füßen in das Waſſer zurückgeſtoßen.
Inzwiſchen kam der Angeklagte Richter, der den letzten, töd-
lichen Schuß abgab. Aber auch hier wagte es der Angeklagte
Gierhold, auf den ſchon Toten mit einem Stocke einzuhauen und
den Körper abzuſtoßen. So ſind es die genannten fünf An
geklagten, die den Oberſtleutnant v. Klüber ermordet
haben.

Jn ſeinen weiteren Ausführungen kommt Herr Staats
anwalt Koenemann auf die anderen ſechs Angeklagten zu
ſprechen. Obwohl Jungmann angibt, kein Gewehr getragen
zu haben, ſo iſt doch von zwei Zeugen das Gegenteil bewieſen
worden. Der Angeklagte Musculus iſt an den Vorgängen
an der Sagle beobachtet worden. Der Angeklagte Rädel hat
wohl gleich Bauer die unheilvollſte Rolle mitge-ſpielt. Er hat den Oberſtleutnant mit einem Schlagring
bearbeitet und iſt in das Haus Kl. Ulrichſtraße 29 hineingelaufen
mit dem Rufe: „Bringt den Hund heraus, ſchlagt
ihn tot!“ Nur einem Zufall hat er es zu danken, daß er
durch das Hinwegziehen ſeiner Angehörigen nicht weiter an dem
Drama beteiligt blieb. Der Angeklagte Thaler hat ſich
anderen gegenüber gebrüſtet, an den Miß handlungen an Klüber
teilgenommen zu haben. Auch Angeklagter Suhle, der noch
unbeſtraft iſt, wurde in der Leipziger Straße beobachtet; es
kann ihm aber nicht nachgewieſen werden, ob er auf Klüber mit
eingeſchlagen hat. In der Kl. Ulrichſtraße iſt Suhle von einem
Soldaten bedroht worden und das hat ihn abgeleitet, weiter mit
zu machen. Nun zu dem letzten Angeklagten Kelz (guch dieſer
iſt unbeſtraft und iſt mit der Ching-Medaille ausgezeichnet.
Die Schriftleitung.). Er iſt hinzugekommen und hat mit einem
Stock auf den Oberſtleutnant geſchlagen.

Nach dieſem geſchilderten Sachverhalt kann es keiwem Zweifel
unterliegen, daß Sie, meine Herren Geſchworenen, bei ſämtlichen
Angeklagten die Frage des Landfriedensbruchs und des
ſchweren Landfriedensbruchs bejahen müſſen. Bei
den Angeklagten Bauer, Richter und Fiedler iſt erwieſen, daß
ſie als Rädelsführer in Betracht kommen, im übrigen iſt bei den
erſten fünf Angeklagten die Frage, ob ſie den Oberſtleutnant
vorſätzlich und mit Ueberlegung getötet haben, zu bejahen. Es
iſt nun von dem Herrn Vorſitzenden die Frage aufgeworfen, ob
hier eine Maſſenpſychoſe vorliegt. Da iſt feſtgeſtellt
worden, daß ſich nur ein kleiner Teil der Halleſchen Bürger an
dieſer Tat und an den Plünderungen in den Märztagen be
teiligt hat, während der größte Teil der Bevölkerung fern blieb.
Alſo liegt eine ſolche nicht vor! Auch von einer Hypnoſe kann
nicht geſprochen werden. Jch glaube daher, Sie, meine
Herren Geſchworenen, zu bitten, die Frage auf Mord bejahen
zu wollen und ferner Sie zu bitten, zu bejghen, daß die Ange
klagten die Tat mit Ueberlegung getan haben. In ſeinen
weiteren Worten kommt der Herr Stagtsanwalt auf die Gut-
achten der Herven Sachverſtändigen zurück und bemerkt, daß
Bauer für ſein Tun völlig verantwortlich gemacht werden kann.
Auch bei Kelz iſt eine Geiſteskrankheit nicht feſtgeſtellt. Sind
den Angeklagten mildernde Umſtände zu bejahen? Be
denken Sie, meine Herren Geſchworenen, daß es ſich hier um
eine ganz außerordentlich ſchwere Bluttat
handelt. Noch nie iſt ein ſo beſtialiſcher Mord in Deutſchland
verzeichnet geweſen wie dieſer und aus dieſem Grunde kann
ich mildernde Umſtände nicht bejahen. Aus dem
Strafregiſter iſt bei Bauer feſtgeſtellt worden, daß auch gegen
ihn ein Verfahren wegen Plünderns rorliegt, das gleiche gilt von
Gierhold und auch bei Kyritz hat eine gleiche Tat vorgelegen.
Wenn Sie dies alles überlegen, bin ich überzeugt, daß ſie keinem

zu ſagen, daß wir Nachricht aus Berlin erhalten haben.“
„So können Sie mir wenigſtens ſagen?“
„Aber laſſen Sie mich doch ausreden. Die Berliner

Kriminalpolizei teilt uns lediglich mit, daß der Kriminal-
kommiſſar Schlüter aus Berlin heute abend abfährt, um
Sie in Empfang zu nehmen. Weswegen Sie verhaftet ſind
und ob Sie ein Verbrechen, das nach unſeren Geſetzen die
Auslieferung nach ſich zieht, begangen haben, wiſſen wir
ſelbſt nicht, wenn Sie es nicht vorziehen, ein Geſtändnis zu
machen?

Er ſchwieg und ſah ihn wartend an.
„Jch habe beim beſten Willen nichts zu geſtehen.“
Der Beamte kam nicht aus ſeiner geſchäftlichen Ruhe.

„Wie Sie wollen, Sie bleiben alſo in Haft. Haben Sie
Geldmittel bei ſich?“

„Einige.“
„Gut. Dann ſteht es Jhnen frei, ſich durch den

Schließer Speiſen beſorgen zu laſſen, falls Sie nicht die
Gefängnisküche benutzen wollen. Skoluſſen!“

Der Schließer trat ein.
„Herr Jnſpektor?“
„Der Häftling hat das Recht
Und er zählte ihm auf, was er ſich für ſein Geld be-

ſorgen dürfte und was nicht; dann eing er wieder, und
Arnold gab dem Schließer Geld und beſtellte eine Mahlzeit.
Ganz gleich was, nur ſchnell, damit er ſeinen Hunger ſtillte.

Von nun an war Arnold in dauernd wechſelnder Stim-
mung. Einen Augenblick ſehnte er die Ankunft des Kom-
miſſars Schlüter herbei, als ſei ſie gleichbedeutend mit
dem ſofortigen Ende ſeiner Haft, dann wieder erſchrak er.
Es mußte doch ein ernſthafter Verdacht ſein, wenn man
einen Kommiſſar ſeinetwegen hierherſandte? Aber dann
gewann der Jugendmut wieder die Oberhand. Mochte es
jeder Verdacht ſein, der es wolle einen Verdacht konnte
man ja enkkräften.

Er aß mit gutem Appettt die ſchmackhaften Speiſen,
die man ihm brachte, dann aber, wie der Abend hereinbrach,
murde er wieder ungeduldig. Sein Empfinden ſträubte

agen hin. Wenn auch

„Das iſt durchaus kein Jrrtum. Jch komme, um Jhnen

der Angeklagten mildernde Umſtände zubilligen Vnnen.
ſich die Angeklagten der Tat in vollem Umfange ſchuldig
macht, ſo iſt mit aller Strenge gegen ſie vorzugehe S
gtößter Stille wurde den Darlegungen des Herrn Staats
anwalt Koenemann gefolgt. Nachdem die S Stunde
unterbrochen wird, nimmt Rechtsanwalt Gumh, der
Verteidiger der beiden Angeklägten Bauer und Gierhold, das
Wort. Ich glaube wohl, ſo führte er aus, daß jeder von uns,
die hier verſammelt ſind, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen die
Abſicht haben, der Wahrheit zum Siege zu verhelfen. Wirverabſcheuen jene Tat, aber müſſen mit ß

Herzen an die Würdigung und die Teilnahme der Täter heran
gehen. Wir haben vorhin gehört, wie der Vertreter der An
klage dem Herrn Vorſitzenden gedacht hat und wir Verteidiger
müſſen gleichfalls ſagen, r der Herr Vorſitzende in tre ger
Weiſe alle Fragen geklärt hat. Er behandelt in ausführlicher
Worten die Frage, ob Mord oder Totſchlag, und ſeine Aus-
führungen gehen dahin, daß Bauer nicht den Plan gehabt hat,
v. Klüber zu morden, er hat wohl den Führer geſpielt, kommt
aber bei der Tötung des Oberſtleutnants nicht in Frage. Bei
Bauer kann man nicht von einem Verſuch der Tötung ſprechen,
Für Sie zu den Geſchworenen geſprochen gilt nur die
Frage: war es Mord oder Totſchlag? Dies zu entſcheiden, liegt
Jhnen ob. Es liegt die Frage vor Jhnen: Soll Bauer
weiter leben! Mord kann es nicht ſein, weil die Täter,
die dabei aktiv tätig waren, nicht Herren ihrer Sinne waren,
weil ſie nicht mit Ueberlegung gehandelt haben. Bauer kann
nicht als Mörder bezeichnet werden. Er kommt dann auf Gier
hold zu ſprechen. Auch dieſer Mann iſt des Mordes angeklagt:
Doch könne nur bei dieſem Totſchlag in Frage kommen. Nun
werden ja den Angeklagten noch andere Delikte zur Laſt gelegt
und das iſt die Frage des Landfriedensbruches. Jch muß wohl
ſelbſt geſtehen, daß ſich Bauer des ſchweren Land-
friedensbruches ſchuldig befindet, bezüglich Gierhold liegt
die Sache aber anders, ſo daß ihn nur einfacher Landfriedens-
bruch betrifft. Rädelsführer iſt er nicht geweſen! Er kommt
nun auf die Frage der mildernden Umſtände bei beiden
Angeklagten zu ſprechen. Bauer iſt entſchieden leidend und hat
ſich dieſes Leiden im Kriege geholt. Wir haben gehört, in
welch erſchütternder Weiſe die Mutter des Angeklagten ihren
Sohn als braven Menſchen bezeichnet t. Wollen wir denn
nicht daran denken, daß der bitter rohe Krieg auch auf den An
geklagten eingewirkt hat? Jn ſeinem Schlußwort erbittet der
Verteidiger für beide Angeklagte mildernde Umſtände.

Der Verteidigungsrede folgte der in der geſtrigen Nummer
bereits gemeldete Zwiſchen fall. Der Herr Staats
anwalt Koenemann ergreift, nachdem die betreffende
Zeugin entlaſſen war, noch einmal das Wort und bemerkt, daß er
durch die Ausſage der neuen Zeugin in ſeinen Ausführungen
weiter geſtärkt ſei, daß der Angeklagte Richter der Täter geweſen
iſt, der den letzten tödlichen Schuß abgegeben hat. Das weitere
Wort erhält nun Rechtsanwalt Starke, der Ver-
teidiger Fiedlers. Dieſer klärt an Hand mehrerer Beiſpiele die
Frage der Rechtswidrigkeit und kommt in ſeinen Aus-
führungen zu der Frage, ob denn an den betreffenden März-
tagen überhaupt normale Zeiten geweſen ſind. Er weiſt auf die
Stimmung in den Auguſttagen im Jahre 1914 hin und fragt, iſt
in dieſer Zeit die Bevölkerung nicht in einer beſonderen Auf
regung geweſen wegen der großen Zahl unſerer Feinde? Und
wie iſt es hier? Hat nicht durch die geſchaffene Lage ſo mancher
einen Haß auf die Offiziere gehabt. Man betrachtete in dieſen
Stunden den Oberſtleutnant v. Klüber als einen genau ſo ge
fährlichen Feind, weil er, wie man annahm, Verſtärkung nach
hier bringen wollte. Fiedler ſoll ſchweren Landfriedensbruch be
gangen haben, dagegen haben Zeugen bekundet, daß gerade
Fiedler die folgende Menſchenmenge abgewehrt hat. Weder ein
ſchwerer, noch einfacher Landfriedensbruch kommt für F. in
Betracht. Auch eine vollendete Tötung liegt bei Fiedler nicht vor.
Er bittet um mildernde Umſtände, die Frage des Landfriedens-
bruches zu bejahen und die übrigen Schuldfragen zu verneinen.

Nach einer zweiſtündigen Mittagspauſe nimmt Rechtsanwalt
Dr. Simſon das Wort zur Verteidigung des Angeklagten
Khritz. Er führte u. a. aus: Die Anklage gegen K. ſtütze ſich
auf die Ausſage nicht glaubwürdiger Zeugen; z. B. auf die des
Hauptangeklagten Pauer, von dem ſeine Schwiegermutter aits-
geſagt habe, er, lüge wie gedruckt. Kinderausſagen ſei nicht viel
Glauben beizumeſſen. Es ſei nicht erwieſen, daß Kyritz die
Abſicht gehabt habe, den Oberſtleutnant durch Hinabſtoßen in die
Saale zu töten, weshalb die Frage nach vorſätzlicher Tötung zu
verneinen ſei. Der Angeklagte habe ſich bei dem Vorgange am
2. März im Zuſtande der Hypnoſe befunden. Eventuell ſeit
er wegen Landfriedensbruchs zu verurteilen, mildernde Um-
ſtände möchten ihm nicht verſagt werden.

Juſtizrat Aronſohn plaidiert für den Angeklagten
Richter, der bekanntlich den töd lichen Schuß auf den
Oberſtleutnant abgegeben haben ſoll. Der Verteidiger weiſt
darauf hin, daß nach dem geltenden Recht der Grundſatz im
Auge zu behalten ſei, wenn ein Zweifel an der Tat des Ange-
klagten beſteht, die Tatſache zu ſeinen Gunſten gewürdigt werden
müſſe. Die Beweisaufnahme habe nicht erwieſen, daß von
R. der tödliche Schuß abgegeben wurde. Als Rädelsführer
komme R. nicht in Betracht, er handelte bei der Schießerei an
der Saale nicht aus eigener Jnitiative, ſondern war wie Wachs

ſich gegen die unverdiente Schmach, und es wurde ihm
immer klarer, daß niemand anders, als Stanislaus Po
dieski der Anſtifter ſeines Unglücks ſein könne.

Nach einer von wüſten Träumen bunruhigten Nacht
erwachte er, um nur noch ungeduldiger zu werden.

Der Schließer brachte ihm ſein Frühſtück.
„Wann kann denn der Kommiſſar aus Berlin da ſein?“
„Jch darf mit den Gefangenen nicht ſprechen.“
Mühſam nach deutſchen Worten ſuchend, radebrechte es

der Mann. Es hieß alſo weiter warten. Endlich, gegen
zehn Uhr, hörte er Schritte, und man ſchloß wieder auf.
Diesmal kamen der Direktor, der Inſpektor und ein
fremder Herr im Reiſemantel mit energiſchen, aber dabei
angenehmen Zügen.

„Sie ſind Arnold Becker aus Berlin?“
„Jawohl, und darf ich fragen, ſind Sie der Herr Kom

miſſar aus Berlin?“
„Wollen Sie meine Marke ſehen?“
„Nein, nein, Herr Kommiſſar, nur bitte ich Sie, ſagen

Sie mir endlich, weswegen man mich hier verhaftet hat.“
„Das wiſſen Sie doch am beſten und Sie täten wohl

daran, mir gleich jetzt ein offenes Geſtändnis abzulegen,
ſtatt ſich ſelbſt die Sache noch zu erſchweren.“

„Wie kann ich etwas geſtehen, von dem ich keine
Ahnung habe.“

„Dann will ich Jhrem Gedächtnis aufhelfen. Sie haben
anſcheinend vergeſſen, daß Sie dem Kommerzienrat Rode-
wald 240 000 Mark unterſchlagen haben.“

„Jch? Wie kommt der Herr Kommerzienrat auf den
Gedanken? Jch ſollte heute vormittag zu Sörenſon und Co.
gehen, mit dieſem verhandeln und dann bezahlen

Der Kommiſſar trat dicht an ihn heran und ſagte mit
drohender, ſtrenger Stimme:

„Sie hatten aber keine Erlaubnig, an Schock bereits
in Berlin einzulöſen.“

„Was habe ich getan
Nun wurde ihm gang leicht ums Hr.

Gortſetzung folgt)

altem Blute und kühlem
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e Weniger belgſieten Angeklaglen Fung mann und
e verteidigt ſodann Rechtsanwalt Shréeiber,
den Angeiagien Rädel Fiechteanalt Dr. Rfelffer.

n

in Sachſew
„Großthüringen“

h. Die Verhandlungen über die Schaffung eine Siggles
Sroß-Khüringen ſind augenblicklich auf einen toten Punkt ge-
kommen. Die thüringiſchen Kleinſlagten fhbern, daß
Preußen Schmalkalden-Suhl und Erfurt an Geeß- Thüringen
ahbtrikt, Preußen will dies aber nicht vhne die Be
wohner dieſer Gebiete gu hefrägen, dnbererſeits iſt in
Preußen überhaupt wenig Küſt vborhänhen näch ben
Verluſten Preußens an die Entente noch Land an
Gliehſtagten abzutreten Die Hhüringiſchen Staaten
wollen ihrerſeits auch nicht gu Preußen ühbertreien. In der
Nätionalverſammlung beſteht aüerbings das Meſtreben, die
Kleinſtagten Mittel vnd Rorhhbenitſchlanhs verſchwinden gu
laſſen.
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R. Maghbebunra, 1. Juli. (Die Arbeit wieder aufveno mne n. Vie ſeit dem 10, Juni ſtreikenden wielall-
Hrheiter der Maghbehnrger Großinbuſtrie, die zurzeit ehe 14 000
Männ heſchäftigt, hahen nach den Vorſchlägen ihrer Reriranens-
euite heute nachmittag beſchloſſen. die Arbeit wieber gufguneh-
men Jhre hohen Forderungen hon 60 Proz. Pro Stunde mehr
Hleſhen vnerfüllt, benn die Arbeitgeber ſind über ihre Newilli-
Zügen nicht hingusgegangenKöthen, 30 Juni (Vohnausſtänd heendel) Jm
anſe der hergangenen Möche waren die hieſigen Ziegeleiarbei-
ter infolge Nichthewilliqgung von Lohnforberungen in den Aus-
ſtand getreten. Die Arbeitgeber riefen darauf den chlichkungs-
usſchüß in Wernhüurg an, der ſich unter MWöorſib des Sadltrats
Ackernann mit dieſer Angelegenheit deſchäftigte. Hier kann es
gu einen Verhleich, der den Arbeitern eine Vohnerhöhung von
15 Prog, einhrächte, die mit rückwirtender Kraft bis zum B. Juni
Gegahli werben ſoll. Der Ausſtand wurde darauf ſofort beendet.

Jena, ä0. Juni. einen RMetriehsrat.) Die
Geſchäftsleitung der Firma Carl Beiß hat den Metriehsange-
börigen in einer längeren ſchriftlichen Erklärung mitgeteilt,
dah ſie den hon der Arbeiterſchaft geforderten Betriebsrat ab

H. Eiſenach, Jnli, (Pe h ſionierung des Bürger
mieiſters) Der Gemeinberat grrehmigte dem Wherhürger-
meiſter Schmieder die ges Geſundheilsrückſichten erbetene
Penſionierung.

H. Sporlbertehte
Pferderennen in Grunewald-hamburg

Mittwochprogramm vom 25. Juni.
t. Hammer-Renn en. 12000 M. 1000 Meter. Fihni-

t. 2. Einhaärt, Chaleebon Toto für Steg: 48. Pläbe:
18. 11 Ferner liefen! Neubüß, Sperber Avgeſul

a. Michel- Rennen 15000 M. 1800 Meter. 1. Bann-
Krrri Fuhrpark, Wackerhart. Toio für Stegnt 17. Plätze t1,
18,. 27. Ferner lieſen: Gihrgliar. Marmolata, Friedeveritter,
Keldverr 3.

Großer Ham hurger Ausgleich 20 000 M.
S Meter. 1. Albani, 2. Winterſagt, 3. Vilienſtein. Toto ir
Sinn S54. Pläbe 10, 28, 13. Ferner liefen Matenſen, V
Hrn von Sabda, Revpelin.

4 Graditer Rennen. 6000 M d Meter.derote, Ciardasfürſtin, Oberfeldherr Toto für Dien:
22. Be 21, 15, 19. Ferner liefen: Pohack, Valeſard, Henti-

Mengen
entſcher Stuten-Preis. 50 000 M 2400

Wer I. Tlipan, 2. Heuchelei, 3. Oneda. Toto für Sieg:
o. äde 10, 10. Ferner lief: Sturmflut.

6. Veltedorffer Ausgleich. 12 000 M., 1400 Meter
Meter 2 ſehr Glückskind (Friedenskaube)ſ. Toto r

Sinn Vhäe i. 12 (33). Ferner liefen: Maoratsbert
Konragd, Elemer, Sorma, Tanns

aneelot,

Aloe Beſdermann-Jagdrennen, Ehren-
preis nd o o. 1800 Meter. 1. Cerberus, Oſtry, Charleys
Conſtu. Ton Sein G Plätze 33, 10, 22. Ferner liefen:
DHDianerd O ment Gingios. Phllomele.

v

Freufon r 221 (1 r 90). Peſde Mannſchaften
Heferten eb rinnen hanten Hanf. 1910 mit Erſak für Weidner
vwind Von ren henen Veich auch Beginn ergz'elt
Vrenßen einen ha mee gnt getreten dem linken Ver
idiger dar da Bonne Haht nd n Tornxichter angeblich vorder Torhinie nes Keoln md. Der Shdsrichter ent
ſeherdet her Ton Bahn Briten dir erſte Hälfte mehr vom
Spiel hatte Mira I mar den Rufe mit anf Durch Wagner
wwand der Anseoleich et tet Hrn denn alt 1910 ein zweihes
Der bwwelhes der Schoedereheea mirt an rndern Straſſtoß für
1910 en eheidet Ein Darhhannh Kronen du vor Schluß
dringt demſelben des zwei T

1910 I geren Weißen Tautnnie T 709-1 (7 1).
1910 V gegen Olumpig V.

Die Berliner Kuh Weh di eniſtten awurde in canelde im
dortigen Verein r Beweonnmes iel und im Wonthl
gelgpen. Cimhbriag ſtegte mit 6 1 (22 und wücet Herm r
die Ligakleſſe auf

Aunßererdentlicher Duftfahrertag. Den
fahrerverband hielt in Charlettenburg eine Tun die rn

beſucht war an

Entſeherdamngeſiel pwiſſchem dern

lin on
J W tDourdirhe Diuft-

O v 5 wur g. vDie Hauptaufgabe der Tegurg wnn, ſirh der
nfolge des Krieges veränderten Verhältfen der deure

Luftfahrt anzupaſſen und das Verbandsgruendageſet entaeetern
n ändern. Die dehördhehen Befnaniſe, die der Verhanrd von
em Kriege an der polizeilichen Ueberwardung der zie Dunf

fahrt und in der Erteilung der Führerzengniſe ausüdte re
während her Kriegszeit wurden von ihm 7600 internattiene c

uggengführerzgengniſſe ausgeſtellt. ſind inzwiſchen auf das
sicheluftamt übergegangen Um ſo mehr alt es unn, eine
emeſnſame feſte Grunde zu ünden um Hand in Hand enitßem Nerokluh von Deutſchland und mit den während des Krieges

erwachſenen wirſſchaftliehen, induſtriellen und Bernfs-
vereinigungen ber Luftfhrt den Bkiſport in geſunde Bahnen

ſenfen. Die baldige Miederanfnahnme des Freibalion-
porte ſcheint geſichert. Allerdings werden die Fahrtkoften

Geſteigett ſein. Auf Penchtgos kann kaum, do gegen anf
ereffans gerechhet werden Erfreuhieherweiſe kann aueb

Haielle Grundlage bes Verbandes als du s dertn haus geſieher

Volkswirtſchaft
brue der i efnen verſehenen Original Ariſket und Original Wieldungen des
vorerthhefichen Teite r mit genaner Ouehenangabe Halleſche Heſtung“ geſtattet

Zur Verbilligung der Kuslandslebensmittel
Das Reichäminiſte rium hat die Regelung der

Verbilligung der en re für ausländiſche Zu
führen endalliig feſtgeſehl, r Geſamtbetrag
der Verbilligung wird über Milligrden Mark betragen. Er
ſoll zu gleichen Teilen auf Reich, Freiſtag len und
Kommunalverbände übernommen werden. Daß die
Freiſtgglen und Kommunglherbände bei dieſem großen Opfer
des Reſchee ſich in dieſer Meiſe betelligen werden, kann vorgus-
geſeht werden, nachdem der preußlſche Finanzminiſter ſich be-
reits mit dieſer Regelung einverſtanden erklärt hat. Die Maß
nahme ſoll in aller Schnelligkeit durchgeführt,
auch ſoll bafür Sorge getragen werden, daß die Yuſchläge der
Kömmunelverhände keinesfalls über die wirklich entſlehenden
Unkeſten hingaunsgehen. Die Kleinverkaufspreiſe be-
wegen ſich in dem (ſ. „H. Z.“ Nr, 310) bereits milgeleilten

MReahmen

Die Frage des Ahbans der Preiſe für Lebensmittel, welche
zwar ſchon ſeit einiger Zeit von der Regierung geplant, aber in-
folge der Schwierigkeit r Löſung der Frage noch nicht ſpruch-
reif wär, iſt durch den Whenden Eiſenbahnerſtreik überraſchend
ſchnell ins Röollen gekommen. Die vorgenommenen Preisherab-
ſebüngen zeigen eine ſehr hegchtenswerle Höhe. Zieht man die
in Merlin ühlſchen Preiſe in Betracht, ſo hedentet die Ermäßi-
gung pro Kopf der Bevölkerung wöchentlich 6 Mark 45 Pfg. Für
eine dreiköpfige Familie macht das im Jahre über1000 Mark. Die Senkung der Preiſe iſt im Jntereſſe der
Bevölkerung an und für ſich zweifellos ſehr zu begrüßen.
Ehenſo zweifellos iſt aher auch, daß die vorliegende Löſung der
Frage ein zweiſchneidiges Schwert iſt. Sie iſt und
hleiht ein Angſtprodukt, da den Miniſtern von den Eiſenbahnern
die Piſtole auf die Bruſt geſelkt wurde und erſtere nun zwiſchen
Lohnerhöhung und Streik wählen mußten. Eine Lohnerhöhung
könnte bei unſerer ſchauderhaften Finanzlage nicht in Frage
kömmen man ver gegenwärtige ſich dabei den Ausſpruch des
Miniſters Südekum in der preußiſchen Landesverſammlung, daß
das Jahr vorausſichtlich mit einem Fehlbetrag von 4000
Millionen abhſchließen werde. Der Streik mußte aber unter
allen Umſtänden vereitelt werden. Da entſann man ſich des
Planes zur Herahſebung der Lebensmittelpreiſe und wählte
dieſen. Die Verhilligung koſtet das Reich, die Staaten und die
Gemeinden nicht weniger als 15 Milliagrden. Da iſt doch die
Frage aufzuwerfen, wie dieſe Summe wieder herausgewirt-
ſchäftet werden ſoll. Das entſtandene große Loch muß ja doch
die Volksmaſſe durch Abgaben direkter und indirelkter Steuern
wieder zuſtopfen. Was iſt daher die Verhilligung anders als
ein dem Volke geſtundete s Darlehen, welches
aher bei der mihlichen Finanzlage des Reiches
mir ein ſehr kurzfriſtiges ſein kann.Nach drei Monaten ſteht die Regierung wieder vor derſelben
Frage, oh mit den Löhnen und Preiſen ſo ſortgewurſtelt werden
kann oder nicht. Wie die Antwort ausfallen muß, iſt heute ſchon
voraunszuſehen. Jn den drei Monaten iſ es der deutſchen Volks-
wirtſchaft unmöglich, infolge der fehlenden Rohſtoffe und Kohlen,
der verkürzten Arheitszeit, der mangelnden Arheits-, der Streik-
und Putſchluſt die Produktion ſo zu fördern, daß wir bis dahin
ſohiele Ausfuhrerzengniſſe zur Verfügung haben, um eine
weſentliche Beſſerung unſerer Valuta herbeizuführen. Die Folge
wird ſein, daß die Preiſe für die ausländiſchen Lebensmittel in
3 Monaten ſich noch anf derſelben Höhe bewegen und dann eben
doch an eine grundſähliche Löſung der Frage herangegangen
werden muß. Mit der Valnta müſſen wir rechnen, auch der ein-
gefleiſchteſte Kammuniſt müßte das, wenn er eiwas zu eſſen
haben wollte, ſolange wir noch nicht in der Dr. Neurathſchen
Naturalwirtſchaft lehen und ſolange eben die ganze übrige noch
nicht mit ſozialiſtiſchen CExperimenten beglückte Welt, von der
wir die Rohſtoſfe nun mal wohl oder ühel beziehen müſſen, Geld
als Kompenſation für ihre Lieferungen verlangt, da wir ja Aus-
ſuhrerzengniſſe noch nicht beſihen. Gewiß iſt der Preisabhau die
erſte Friedensfrage, aber dem Ahhau der Preiſe muß
der Abbau der Löhne und Gehälter vorangehen,
um eben preiswerte Erzeugniſſe für den Friedensmarkt zur
Verfügung zu haben, da ſonſt die Einfuhr von Rohſtoffen und
Lehensmitteln unmöglich iſt. Der ſozialiſtiſche Wirtſchaftler
Calwer ſcehreiht in ſeinen Tagesberichten, daß der Abbau der
Lähne und Gehälter dem Abbau der Preiſe vor ausgehen
mine und notſalls auf dem Wege kataſtrophaler Arbeitsloſigkeit
und Hungersnot vorausgehen wird, wenn nicht rechtzeitig andere
für das deutſche Volk erträgliche Wege eingeſchlagen werden.
Sollte der Abbau der hohen Lähne nicht ſo ſchnell durchzuſetzen
ſein, wie dies für die deutſche Wirtſchaft im allgemeinen und die
Verſorgung Deutſchlands mit Rohſtoffen und Vebensmitteln ſo-
wie die Hehung der deutſchen Währung im beſonderen erwünſcht
und dringlich erforderlich erſcheint, ſo wird ſich die deutſche Re
gierung entſchließen müſſen, die Ausfuhr durch ausreichende
Vergütungen zu beleben und ſo den Ausgleich zwiſchen deutſchen
Erzennungskoſten und Weltmarktpreiſen herzuſtellen. Die hier-
durch verurſachten Ausgaben ſind zweckmäßigerweiſe auf die
eingefübrten Lebensmittel umzulegen. Sollten die feindlichen
und nentralen Staaten ihre wirtſchaſtlichen Verhältniſſe, ins-
beſondere aber die Arbeitsleiſtungen, Lohn- und Marktpreiſe
den gegenwärtig in Deutſchland herrſchenden Verhältniſſen an-
paſſen, ſo würde ſich ein Abbau in Deutſchland erübrigen. Alle
diejenigen Veſtrehungen, die daraufſhin zielen, dieſen Umbau
in der ausländiſchen Wiriſchaft auf friedlichem oder gewalt-
ſämem Wege zu KHordern, ſollten die Unterſtützung unſerer Re-
gierung in weitgedendſtem Umfange erfahren. Wird auf dieſem
Wege eine reſtloſe Gleichſtellung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe
der mit ung Wertſchaftsverkehr ſtehenden Staaten erreicht,
ſo wäre dies außerordentlich zu begrüßen, da alsdann die uns
vom Feinde ouferlegten Laſten nur einen Bruchteil deſſen be
deuten würden, was ſie, an friedlichen Werten gemeſſen, dar-
ſtellen.“

Alſo auch hier die Forderung er Abbau der Löhne und
dann Abhaun der Preiſe. Und da nicht damit zu rechnen iſt
hier iſt der Wunſch der Vater des Gedankens daß das Aus-
land weder „friedlich' noch gewaltſam ſeine Arbeitsleiſtungen,
Lohn- und Marktpreiſe den gegenwärtig in Deutſchland
herrſchenden Verhältniſſen anpaßt, wird, ſo ſchmerzlich es auch
berührt, kein anderer Weg übrig bleiben. Aufgabe der
Regierung iſt es aher, in dieſer Richtung die Arbeiter
waſſen mit allen Mitteln aufzuklären, denn die volks-
wirtſchaftliche Schulung unſeres Volkes iſt leider Gottes mangel-3 t

t Aneh der heutigen „Friedens regierung wird es nicht er-
turt Meiten, des deutſche Volk für die nächſte Zeit zum Durch-
halten anzunbalten und rückſichtslos gegen die Drahtzieber vor-
jahem, welche an der leider vorhandenen Lebensmittelnot und
nung ihr Varteiſüppchen kochen. wenn ſie eine anhe nde
Vorhilkigung der Lebensmittel herbeiführen will. C. H.

Seldmarkt und Kanken

S S 2 v JDir Dinge Minen Stadtankeihe. Die Ausgade von
9 W S5rhlereee e J S dJ An e en 1 C n de S tat Le a b jestmen S d R ver5 4 N. 9e n 1 C a 4 42 unen C v vuen zwei An-h ne Wx m o C v V Vee t He emmen we J MEine nene Bantſüntt. Die Firma Vaunl Schau feii

L in Halle a. S. mwendelt idre ſeit 1908 in Gräfen-
J 2 D J Q O d n eine werteder laſſung um nDi r JuliDie Konkurser nun en im erten Heſdjehr 1919 haden eine

e r ri in C 8 ung 95 m c nene um t d Vor a hre erfahren. Es
ſind uanh einer Zuſammenſtennng der Finnangzeil ſchritt Die

Bank“ 557 Konkurſe ersffnet worden, of im erſten Haß
jahr 1918 und 750 im erſten Halbſahr 1917

Creditanſtalt Sächſiſcher Gemeinden in Dresden. Di Anſſan
wird demnächſt eine driile Reihe ihrer Kreodithriefe h
Hommungal-Kreditbrie in Höhe von 50 Mill. Mark zu 4 Proz,
im Wege öffentlicherZe nung auflegen. Die erſtellusgabe wurde
um 50 Proz. überzeichnet.

Induſtrie, Hanclel, Hancwerk
Stahlwerksverband. Die Verſammlung des Stahlwerks.verbandes und der B- Verbände zur Reſte wird auf

den 11. Juli nach Düſſeldorf einberufen. Am gleichen Tage
finden auch die Verhandlungen für Stabeiſen, Walzdraht, Röhren
und Grobbleche ſtatt, während die Drahtverfeinerung am
12. Juli ihre Preisfeſtſehung vornimmt.Erhöhung der Hefepreiſe. Der Verband Deutſcher Preß-
hefefabrikanten hat nun, nachdem der Reichsernährungsminiſler
die Genehmigung erteilt hat, die Hefepreiſe ab 1. Juli um
250 Pfg. für das Pfund erhöht.

Folgen des Friedens für die Zuckerinduſtrie. Das ſtatiſtiſche
Müro von Licht in Magdeburg ſchreibt, daß durch die Deutſchland
entriſſenen Gebiete reichlich 25 Proz. der vor dem Kriege mit
Zuckerrüben beſtellten Fläche verloren gehen, und daß in An
betracht des durch die fortgeſeht verderbliche Kriegs bzw.
Ywangswirtſchaftspolitik bewirkten weiteren Rückgang
der Rübenanbaufläche die Ausſichten für die
Zuckerverſorgung Deutſchlands im Betriebsjahr 1919/20 höchſt
trübe erſcheinen. Der ſichthare Wellvorrat ſtellt ſich auf
2201 000 gegen 2 186 000 To. im Vorſfahre.

Maſchinenfabrik Heinrich Ehrhardt A.G. in Zelle i. Thür.
Die Geſellſchaft ſtellt ihre Fabriken im ganzen oder geteilt
zum Verkauf. Die Geſellſchaft, welche mit 1270 000 M.
Aktienkapital arbeitet und Fabriken in Zelle und Düſſeldorf be
ſiht, ſoll aufgelöſt werden.

Land wirtſchaftliche rig e Magde-burg. Die Anmeldefriſt für die vom 11.--15. piember
ſtattfindende Ausſtellung iſt um 10 Tage verlängert
worden. Demgemäß werden Anmeldungen zum einſachen
Standgeld bis zum 10. Juli 12 Uhr mittags, bei
der Deutſchen Landwirtſchafts Geſellſchaft. Berlin SW. 11,
Deſſauer Straße 14, entgegengenommen. Die Beleiligung an
der Ausſtellung verſpricht eine gute zu werden.

Kruppwerke München in Liquidation. Das Kruppwerk in
München trilt in Liquidierung. Die Schließung des Werkes er-
folgte wegen der Unmöglichkeit eines wirtſchaftlichen VBetriebes,
nachdem das Werk in fünf Monaten drei Millionen
Mark Ausgaben gehabt und nur für 300 000 M.
Werte erzeugt hat. Die Amerikaner hatten ſich für ge-
ſellſchaftliche oder eigene Uebernahme des Kruphſchen Werkes in
München intereſſiert. Die Verhältniſſe ſind aber ſo ungünſtig
geworden, daß daran nicht mehr gedacht wird.

Berliner Börlenberichte
Börſenſtimmungsbilbl. Die Maßnahmen der Regierung

gegen die Streikbhewegung beſtärkten die Vörſe in der Erwar-
tung, daß die inneren Schwierigkeiten überwunden werden.
Meldungen von der Vorbereitung zur Bildung eines Stühzungs-
konſortiums für Kriegsanleihen halfen mit, die Stimmung zu
hbeſſern. Das ſich aus der geſtrigen Fülle ergebende Anlagebe-
dürfnis fühvte dem Markte eine grobe Zahl Käufer zu. Beſon
ders in den lehthin bevorzugten Werken zeigte ſich außerordent-
lich ſtarke Kaufluſt. Bochumer, Gelſenkirchen und Phönix ſtiegen
erheblich. Agfa ſtellte ſich um 11 Prozent, Elberfelder Farben
um 8, Höchſter Farbwerke um mehr als 6 Prozent höher. Prinz-
Heinrich-Bahn gewann über 9 Prozent. Auch Schiffahrtsaktien
lagen feſt. Andere Werte lilten etwas unter Realiſierungen.
Doch blieben die Rückgänge ziemlich unbedentend. Rheiniſche
Metall verlor 4 Prozent. Deutſche Anleihen wurden viel ge
kauft. Kriegsanleihe ſetzte mit 7716 ein und konnte ſich unter
leichten Schwankungen behaupten. Die Vörſe ſchloß bei ruhigem
Geſchäft in unveränderter Feſtigkeit. Für die nur zu Einheits-
kurſen gehandelten Jnduſtriewerte beſtand rege Kaufluſt bei
vielfach bedeutenden Kurserhöhungen. Gelſenkirchen gewann
18 Prozent.

Produktenbericht. Das Bekanntwerden der vollſtändigen
Freigabe von Stroh und Heu aus der vorjährigen Ernte und die
Auflöſung des bisherigen Preisverbandes der Saathändler, der
bei der Feſtſtellung der Richtpreiſe hauptſächlich beteiligt war,
gab dem Produktenverkehr zu der Erwartung Anlaß, daß eine
Belegung des Geſchäfts nahe bevorſtehe. Heute war allerdings
noch wenig davon zu hemerken. Lupinen konnten nur in guter
Sagatware untergebracht werden. Serradella wurde kaum ge
handelt. Für Stroh zeigte ſich aus der Provinz einige Nach-
frage. Beſitzer von eu haben ihre Forderungen zum Teil et

was herabgeſeht. KIm ſroion Verkehr wurden nichtamtltioh ermlttolt
Risgonbahn-Aktion: Gasmotoren Noents N.
Halberstadt -Blankenb. 82.75 Cebharät u.Halle-Hettstedter 73.50 Cebhardt u. König 82.25Sohantunghahn 127.50 Gelsonkiroh. Borgb. 162.50
Aug. Tokni-Str. i. 75 Qlanriger Znekerfbr.
Gr. Berl. Str. i21. Hallesohe Masoh.-Fabr. l.Magdeburger Str. B. Hann. Masoh.
Uux. Prins Heinrleh. B. 2506. Harponer, Berg 3öriſentbann Hasper Eisen IISohliſtahrta- Akt. Hirsen Kupferws Höehster Farbw.Uamhbeg. PVaketfahrt M Hoesoh TKisen n. Stahi A5850Hambg.-Südamerika 143. R on e. Werke 99 75
Uansa-Dampfsohift 201. Uumnef it-Masen.
Nordd. Lioyväa R. Jise-BerghanRnankoen: Kahla-Porrellan 293.Rank für Thür. S Kaliw. Asohorsleben 162.50Borl. Handolsges. 150. Körhisd. Zueker-Akt.Comm n. Diskontobank 116.50 Kyſhäuserhütte 125
Darmstädter Bank 106. Lahmever u. Co 112.75Dess. Iandesbank lauehiammer 150.Dentseche Bank R Laurahnütto 149.75Diskonto-Comm. 1525 Linke n Hoffmann 275.75Hresdner Rank 131.50 Ludwig Loowe u. Co. 216Credit-Anyst. leipaig W. Lothringer Hütte 158. 75
Mitteld. Kredithank 111.59 Mannesmannröhren 170r Privat Bank Obersehl. Bisonb. Bed. 11050
Nationalhank do. Caro Heg.Oestorr. Kredit 7 do. Kokswerke 186.Roſfohsbank 149.89 Orenstein n Koppel iindustrie Aktion Phöänix-Bergh. 193.75Sehulthoiss- Brauerei l. Rhein Metall- VorAkt. t. Anllin 258. Rhein Stiahl waren l.Aligem. Rektr.-Ges. 187 50 Riebeok. Montan 179.
Ammendorfer Papierk. Rombachor Hütten 147.
Anhalter Kohlenw. 16350 Rositrner Braunk. 106.Ahnnaberger Steiugnut 16.25 Rositner Znoker 13Badisehe Anilin 330 75 Sangerhänuser Maseh. 225 50
Bergmann Rlekt. Akt. 140.60 Hugo Schneider u. Co. 17950
HBeri. Masch. Bau W. Sehnekert n. Co. W.ismarekhütte 181. 75 Siemens u. HalskeBochumer Ousstahl W. Stettiner Vnikan 12050
Chem. Fabrik Bnokau i. Stollverger Zink 106.50
Chem Griesheim W. Strals. Spielkarten 245.Chem. v. Hox den Thnale-Bisenhütte W.Consolidation Schalke 223. Triptis- Akt. -Ges. 181.
Oröllwitger Papierfabr. 213. Türkisohe Tabakregie S
Daimler Motoren 19 Ver. Köln RottweilerHentseh-Tenvemburg 146.50 Glansstott Ribert. 448,
Dewtsehe Veboersee Bl. A. Wegelin n. HühbnerDeuntsehe Rräasl wo 50 Werseh. Wolssenkt. Br. e
Heutsehe Gaselühbl. N. Westeregeln-Alksali 2 N.Dentseche Kali 17450 Wittener Gubstahl I.DHentsche Watt. n. Mun 218.50 Wrede- Malerei 117.50
Donnersmarkhütte i Feoleh. Kriebitseh. Br.
ringe w. Lehrmann ira4 Feitrer Maseh. M.HDärkoppwerke B. Relistof Walthotf ru.Dber felde Varden 313. Otavi-Minen MPolten v. Cuileanme

Hauptſdrinterer Heim vorieher (Verreiſth
Verant wert r den velttiſhen Teil 4 V. Hans Hei ling r Lein
wir ca und Spor den ling. für den geſamten üdrigen redakteneles

el Adolf Meer.dein t 7 Halle a. Gt Kae te Toiele e K.eder Verhg
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